
Aus der Rede von Theo Schiller am 28. November
in Bochum:

,,Je mehr Krise-

l. Der klassische Liberalismus kämpfte
um die Freiheit des lndividuums gegen-

über dem Staat, als rechtliche Freiheit
in einem Rechtsstaat mit verfassungs-
mäßig verbürgten Grundrechten und
richterlich€r Kontrolle. Das Grundgesetz
beruht auf dieser ldee. Aber diese frei-
heitliche Verfassung muß auch morgen
noch gegen Deformierung und schleichen-
den Verfall veneidigt werd€n-

Erst Ende der 60er Jahre konnte das
politische Strdfrechr des Kalten Krieges
von '1951 liberalisiert werden. Die auto-
ritären Notstandspläne der frühen 60er
Jahre konnten nur durch gemeinsamen
Widerstand von Gewerkschaften, Studen-
tenbewegung und Liberalen entschärft
werden. Dem Radikalenerlaß von 1912
hätte von Anfang an aus liberaler Sicht
widersprochen werden müssen; auch in
der inneren Sicherheit wurden Fehler
gemacht (Traube-Affäre, Anti-Terror-Ge-
setre), Statt nur hinterher zu korrigieren,
müssen wir Liberale künftig solche Ent-
wicklungen von vornherein verhindern
und unmöglich machen- Der Datenschutz
gegenüber dem drohenden Computer-
staat, die Freiheitsbewahrung gegenüber
dem perfe ktion ierten Sicherheitsstaat -
das bleibt für Jahrzehnte eine liberale
Uraufgabe, der wir uns stellen müssen.

2. Der klassische Liberalismus hat
wirtschaflliche Freiheit und J\4arktpro-
zesse, damit aber auch die kapitalistische
E igengesetz lich keit freigesetzt. Damit
kann es nicht sein Bewenden haben. Seit
langem haben die großen kapitalisti
schen l\4achtzusammenballungen neue
Abhängigkeiten und Unfreiheiten für Ar-
beitnehmer, Verbraucher und den kleinen
i\4ittelstand hervorgebracht und das Wett-
bewerbsprinzip des Marktes erdrückt oder
doch eingeschränkt. Diese Entwicklungen
sind keineswegs gestoppt, sondern schrei-
ten inzwischen bereits multinational vor-
an. Daher ist die liberale Funktion, Frei-
heit für alle Bereiligren im Wirtschafts-
prozeß zu sichern, alles andere als über-
holt - sie ist vielmehr aktueller und
schwieriger denn je. Sprüche wie "l\4ehr
Markt - weniger staat" nützen hier über-
haupt nichts, sie lenken nur
eigentlichen Problem€n ab. Es

desto mehr Reform"

um, diö Kleinen gegen die Großen, die
Abhängigen gegen die klächtigen, die
innovativen Selbständigen gegen die Kon-
zernbürokraten zu stärken, und zwar mit
allen lVitteln, mit Verbraucherschutz, mit
Wettbewerbspolitik, mit i\4itbestimmung
und mit MietJecht. Liberale können nicht
l\4arktwirtschaft sagen und die Fusion von
Springer und Burda meinen. Auch die
zentralisierte Volksbeglückung durch ein
riesiges Kernenergiesystem ist nicht be-

Lebensgrundlagen erlaubt wurde. Hier
wurde schlimm gesündigt, auch durch
Liberale, und das muß anders werden.
Die freien und öffentlichen Güter wie
Luft, Wasser, Ruhe usw. können durch
marktwirtschaftliches laissez-faire nicht
geschützt werden, weil sie kelnen Markt-
preis haben; sie können nur politisch
geschützt werden, durch Regeln, Ver-
bote und durch das Veru rsach erprinz ip.
lr4illionen Bürger, vor allem junge Men-
schen, sind durch Bürger in it iativen und
auch die Grünen für diese Ziele aktiv
geworden. Zwar hat die FDP in den
letzten Jahren einiges getan, aber nlcht
genug. Künftig müssen Liberale ein in'
tegraler Teil der Umweltbewegung sein,
wenn sie ihrem Anspruch gerecht wer-
den wollen, für die persönliche Freiheit,
die menschliche Würde und die körper-
liche Unversehrtheit des einzelnen ein-
zutreten. Auch sollte wohl endgültig
Schluß damit sein, die Grünen aus par-
teitaktischen Gründen zu verteufeln; in
ökologischen Fragen kann es nichts
anderes als Zusammenarbeit mit den
Grünen geben, auch bei Unterschieden
in Einzelfragen.

4. Die wirtschaftlichen Verteilungs-
prozesse, wie sie der Markt ergibt, führen
allein nicht zu sozial g€rechten Ergebnis-

sen. Das Freiburger Programm der FDP

von 1971 hat ein fir allemal klargestellt,
daß die großen Ungleichheiten der Ein-
kommen und Vermögen von Liberalen
nicht hingenommen werden können,
sondern nach G erechtigkeitsprinz ip ien

korrigiert werden müssen. Denn jeder

i\4ensch hat dem Grunde nach einen
gleichen Anspruch auf eine materielle
Lebensgrundlage und materielle Frei'
h€it€n. Vollständige Gleichheit zu er-
reichen, wird unmöglich sein. Aber wenn
das Ziel des sozialen Ausgleichs fallenge-
lassen wird - wie im Lambsdorff-Papier

dann heißt die Überschrift "Sackbahn-
hof Manchester" und nibht mehr Li-
beralismus. Liberale bejahen eindeutig
den Sozialstaat; dafür haben sle in den
Sozialdemokraten einen traditionellen
Bli nd n ispartner. Natürlich kann es nicht
um den totalen Versorgungsstaat gehen;

aber es macht auch keinen 5inn, den So-
zialstaat als eine Schönwetter-Veranslal-
tung aufzufassen und ihn just dann in
Frage zu stellen, wenn er von den Be-

troffenen gebraucht wird! Und schon
gar nicht geht es, die Leute z.B. durch
M ietpreissteigeru ngen einerseits und
durch Wohngeld kürzu ngen andererseits in
die Doppelzange zu nehmen ("Lambs-
dorffzange"). Sicher, überall treten Finan-
z ieru ngsprob leme auf, weil man nicht
langfristige sozialstaatliche Krisenvorsor-
ge betrieben hat. Konsequenterweise muß
man dann kurzfristig auf die Leistungs-
fähigkeit und Solidarität der Besserver-
dienenden zurückgreifen, z.B. durch die
Ergänzungsabgabe. Aber die liberale Zu-

Die Gründung der Liberalen Demokraten, das Weiterbestehen der Liberalen Vereinigun-
gen und die Zukunftschancen dieser Organisationen standen im Mittelpunkt der Bericht-
erstattung über das Treffen der 1.500 Liberalen am 28. November in Bochum. Die be-
merkenswerten lnhalte der Eröffnungsrede von Professor Theo Schiller fanden nicht die
verdiente Resonanz. ln zehn Thesen verdeutlichte Schiller: "Die liberale ldee muß kon-
kret auf die heutigen gesellschaftlichen Verhältnisse angewandt werden, und dann zeigt
sich schnell, daß unglaublich viel zu tun ist, was keine andere Gruppierung in unserem
politischen System anpackt ":
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Theo Schiller: Die liberale ldee konkret
anwenden

sonders marktwirtschaftlich und behin-
dert Ietztlich breitgestreute lnitiativen
zur Energieeinsparung. Schließlich sind
auch im Wohnungsbau der l\4arkt und
eine bedarfsgerechte lnvest itionspo lit ik
noch lange nicht dadurch ausgebrochen,
daß den großen Baugesellschaften, sei es
die Neue Heimat oder die Ailianz-Ver"
sicherung, durch Mietrechtsänderungen
günstigere Renditen serviert werden.
Effektive Konrrolle wirtschaftlicher
Macht, Abbau wirtschafrl ic h er Abhängig-
keiten (2.8. bei halbselbständigen Päch-
tern)r Freisetzung bedarfsgerechter In-
vestitionen und lnitiativen (nicht unbe-
dingt Kabelfernsehen) - das sind mehr
denn je Aufgaben liberaier Wirtschafts-
ordnungspolitik.

3. Umweltschutz ist notwendig ge-
worden, weil in den vergangenen lahr-
zehnten den Unternehmen ein billiges
Wachstum auf Kosten der natürlichen
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kunftsaufgabe heißt: den Sozialstaat lang-
fristig durch Selbsthilfeinitiativen,
präventive Gesu nd heitsvorsorge, Kontrol"
Ie der Arzneikosten und Eindämmung
der pharmazeutischen Verschwendung
u.ä. wieder tragfähig und krisenf€st
machen. Wie soll dies zustandekommen,
wenn nicht sozialpolitisch glaubwürdige
Liberale dazu einen wesentlichen Beitrag
Ieisten?

5. Liberale wollen, daß jeder die
gleiche soziäle Chance hat, sich durch ei-
gene Leistung selbst zu erhalten und zum
gesellschaftlichen Wohistand beizutragen.
Dazu braucht jeder die Chance für beruf'
liche Leistungsfähigkeit, und daher muß
auch künftig Bildung Bürgerrecht :ein.
Für die geburtenstarken Jahrgänge wird
das in demnächst 5 bis 10 lahren zu dem
Existenzproblem. Es ist geradezu ge-

spenstisch, wie dieses Problem derzeit
verdrängt und mit unsinnigen Schein-
Lösungen wie der Bafög-Kürzung (bzw.
Darle hensu mstellu ng) vom vollkommen
falschen Ende her aufgezäumt wird. Be-
rufsb ild u ngschancen und Offenhalten der
Hochschulen heute sind doch Zukunfts-
investitionen für morgen, die unbedingt
erbracht werden müssen, wenn wir nicht
Ende der 80er Jahre sowohl volkswirt'
schaftliche Qualifikationsprobleme als
auch hunderttausende von jungen Leuten
mit massiven berufl ichen Schwierigkeiten
haben wollen - abgesehen davon, daß
diese J ugendlichen in den nächsten

Jahren in Apathie und Resignation hin-
eingetrieben werden. Bildung als Bürger-
recht muß daher für Liberale auch in der

liberale ldee ist nicht tot, sondern für
die Frauen muß sie erst richtig lebendig
gemacht werden.

7. Freiheit des einzelnen heißt vor
allem auch Freiheit der Minderheiten.
Anstelle der Ausgrenzung durch Dis-
krim inierung und Vorurteile unterstützen
Liberale den Rechtsanspruch auf Be-
sonderheit und lndividualiüit. Das gilt
insbesondere im Fall der ausländischen
ivlitbürger. Die Erfahrung der l€tzten
lahrc zeigt, daß ohne die Liberalen der
Umgang mit den Ausländern in unserem
Land blitzschnell in unsozialen Opportu-
nismus und indirekte Förderung von Aus-
länderfeindlichkeit abrutscht. Die Aus-
länder müssen deshalb möglichst rasch
das Kommunalwahlrecht bekommen, da-
mit sie endlich auch etwas für sich selbst
tun können und nicht nur auf die To-
leranz anderer angewiesen sind.

8. freiheit des einzelnen ist nur mög-
lich durch Teilnahme an der politischen
Selbstbestimmung in der Demokratie.
Liberale Politik kann sich daher nie dar-
in erschöpfen, bei Wahlen Stimmen zu
sammeln und dann munter damit zu re-
gi€ren oder gar klammheimlich damit
zu verschwinden, wie die FDP im Sep-
tember 1982. Liberale brauchen den mün-
digen Bürger und sie setzen sich für die
Erweiterung unmittelbarer Mitwirkungs-
rechte der Bürger in allen Lebensbe-
reichen ein. Verbandsklage, Bürgerent-
scheid auf kommunaler Ebene und Volks-
begehren in Bund und Ländern gehören
ebenso dazu wie das Recht des Bürgers

von Parlamenten sinnvoll praktiziert wer-
den. Liberale Politik kann nie staatsbüro-
kratische Bevormundung sein, sondern
nur ein Beitrag, ein Angebot zur Selbst-
bestimmung der Bürger.

9. Liberale stehen fdr Freiheit, gegen

Herrschaft. Sie haben kein fertiges Ge-

sellschaftsbild, kein perfektes Gesell-
schaftsmodell, sondern folgen dem Prin-
zip der lVlachtkontrolle, der Dezentrali-
sierung, der individueilen Gestaitung in
freien Lebensräumen des einzelnen und
dementsprechendem Abbau von Ab-
hängigkeiten. Sie fördern die Kritik an

lnstitutio nen und fixierten Strukturen,
damit regelmäßig deren Sinnhaftigkeit
überprüft werden kann. Die Offenheit, die
Reformfühigkelt der Gesellschaft ist da-
her ein tragender Crundsatz. Nach 1966
hat die FDP viele Reformbedürfnisse der
jungen Generation aufgenommen und da-
durch die liberale Funktion des Wandels
erfüllt. Seit 1980, wenn nicht seit 1976/
17, hat sie sich immer stärker eingeigelt.
Wenn ich diese Versammlung betrachte,
bin ich sicher, daß die liberale Reform-
funktion künftig wieder munter wahrge-
nommen wird, nach dem l\4otto: "Je
mehr Krise - desto mehr Reform."

'10. ln der Außenpolitik schließlich
gibt es eine gefestigte liberaie Tradition,
in der auch wir hier stehen. Die Frie-
dens- und Entspannungspolitik, die auf
Ausgleich mit den östlichen Nachbarn
und auf gesamteuropäische Sicherheit
und Friedensordnung gerichtet ist, wurde
ja nicht erst Anfang der 70er Jahre ent-
deckt. Sie ist von Pfleiderer und Dehler,
ja ein Stück weit sogar von Mende, vor
allem aber von Rubin und Scheel vorbe-
reitet worden, und sie hat weit zurück-
reichende Wurzeln in der Iiberalen Frie-
densbewegung der Weimarer Zeit, die
den Völkerbundsgedanken ebenso wie
den Pazifismus zu fördern gesucht hat.
Heute muß es ein weltumspannendes
lnteresse an Frieden ssicheru ng durch Ab-
rüstung geben. Dabei gibt es auch mit der
jetztigen FDP noch eine sehr weite Uber-
einstimmung. Aber bereits die bisherige
innerparteiliche Diskussion in der FDP
hat ge.,eigt, daß die Bedenken, ia die ein-
deutige Ablehnung gegenüber der Ab-
rüstungsmethode namens "Nachrüstung"
weit verbreitet sind. Wir werden diese
Frage hier nicht ausdiskutieren können.
Aber ich bin sicher, daß nur wenige einer
Stationierungsautomatik ohne grundsätz-
liche Würd igung der Verhandlungsergeb-
nisse von Genf das Won reden könnten.
Es kommt doch wohl darauf an, die Ver-
handlungen über nukleare Abrüstung
durch andere Mittel und Perspektiven
der Friedenssicherung voranzubringen,
statt durch Drohungen mit einer Rake-
tenstationierung, die im Ergebnis die
Sicherheitslage in Europa keinesfalls ver-
bessern, sondern wesentlich verschlech-
tern würde.

Krise eine unverzichtbare Grundlage der
Gesellschaftspol iti k bleiben.

auf Akteneinsicht gegenüber der öffent-
lichen Verwaltung. Noch nie gab es in

6. Gleiche Freiheit für alle - das heißt Deutschland so viele engagierte Bürger;
für Liberale vor allem auch Gleichbe- statt ihre Aktivität abzublocken und zu
rechtigung der Geschlechter. Es war in gängeln, müssen die Teilnahmechancen
den 70er Jahren die FDP und es können ausgeweitet w€rden, damit dieser Demo,
auch zukünftig nur die Liberalen sein, die kratie auch die aktiven Demokraten zu-
das gleiche Recht der Frauen z.B. durch wachsen können, die einen Rückfalj in
ein Anti-D iskrim inieru ngsgesetz parla- autoritäre Herrsc h aftsstru ktu ren von
mentarisch voranbringen können. Wer vorneherein verhindern. Nur im Zusam-
anders als Liberale wird denn auch wei" menwirken mit den aktiven Bürgern und
terhin für eine Reform des I 2'18 im mit selbständigen Basisbewegungen kann
Sinne der Fristenregelung eintreten? Die liberale Politik innerhalb und außerhalb
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Theo Schiller in Bochum: Ein Angebot zur Selbstbestimmung der Bürger


